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Antrag 146/II/2019 KDV Pankow

Einführung einer Kindergrundsicherung

Beschluss: Annahme

Die SPD fordert ihre Mandatsträger_innen im Bundestag und ihre Vertreter_innen in der Bundesregierung auf, sich für die

Einführung einer Kindergrundsicherung nach folgenden Maßgaben einzusetzen.

 

• Die Kindergrundsicherung wird als selbständiger Anspruch in einem eigenen Gesetz geregelt.

• Die Kindergrundsicherung muss der Höhe nach angemessen und geeignet sein, alle Kinder vor Armut zu schützen, und

ihnen die soziokulturelle Teilhabe ermöglichen. Der Leistungskatalog soll daher in einem Kindergrundsicherungsgesetz

(Arbeitstitel) gebündelt werden.

• Die Kindergrundsicherung wird für alle Kinder auf Antrag ohne vorherige Bedürftigkeitsprüfung und ohne Anrechnung

auf andere staatliche Leistungen gezahlt. Die Beantragung ist einfach zu gestalten. Bereits die gesetzlichen Regelungen

sollen sicherstellen, dass die Verwaltung die Antragsteller_innen hierbei unterstützt.

• Die derzeitigen Regelungen zum Kindergeld und zu den Kinderfreibeträgen im Einkommensteuergesetz werden gestri-

chen. Ebenso können alle gesetzlichen Regelungen über familienpolitische Leistungen, die nunmehr im Kindergrundsi-

cherungsgesetz in einem Anspruch gebündelt sind, gestrichen werden.

• Statt einer vorgelagerten Bedürftigkeitsprüfung erfolgt die Berücksichtigung der finanziellen Notwendigkeit bzw. An-

gemessenheit durch die Anrechnung der Kindergrundsicherung auf das elterliche Einkommen im Rahmen der Einkom-

mensteuer.

• Umfang, Höhe und Art der Anrechnung der Kindergrundsicherung auf das Einkommen der Eltern können unter Berück-

sichtigung von Faktoren wie teilweise oder vollständige Freistellung von der Anrechnung, Berücksichtigung im Rahmen

der Progression, Einführung eines neuen Freibetrages je Kind oder ähnliche im Einkommensteuerrecht etablierte Instru-

mente sozial gerecht ausgestaltet werden.

• Die Finanzierung der Kindergrundsicherung soll durch die Abschaffung des bisherigen Kindergelds, der bisherigen Kin-

derfreibeträge sowie der sozial gerechten Ausgestaltung der Anrechnung der Kindergrundsicherung auf das elterliche

Einkommen erfolgen.
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Siehe BPT Antrag https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Bundesparteitag_2019/Initiativantrag_II_Kindergrundsiche-

rung.pdf
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